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1. österreich steht 

vor schwierigen Entscheidungen 


Mitten in einer von Krisen und ' I<atastrophen ' ge­
schüttelten Welt liegt eine Insel der Glückseligen: 
österreich. 	 . . 
Dieses Bild deckt sich nicht mit der WIrklichkeit. 
Auch hierzulande stehen C:ie Zeichen auf Sturm, ist 
die Sicherheit gefährdet, der Wohlstand bedroht, 
die Zukunft ungewiß. 
Durch Inflation, Verschwendung, Sorglosigkeit und 
eine verfehlte Wirtschaftspolitik ist nicht einmal 
mehr die Grundlage unseres Wohlstands, die Voll ­
beschäftigung, gesichert. Auch wenn die RegIerung 
Schulden über Schulden macht, um wenigstens bis 
zum 5. Oktober über die Runden zu kommen, steht 
eines fest: Die Talfahrt hat schon längst begonnen. 
Seit geraumer Zeit steigen nur noch die Staatsver­
schuldung, die Kosten und die Preise. Die Lebens­
qualität ist hingegen im Sinken. 	 '. 
Sogar die Armut ist wieder ein Problem geworden. 
40.000 Menschen müssen heute mit einer ZuschuB­
rel"!e von höchstens S 550,- Im Monat auskommen. 
Und wer das Elend der Menschen in manchen städt!­

.,ehen 	Altersheimen einmal mit eigenen P.ugen ge­
sehen hat, der weiß, daß es in Österreich auch In­
seln der Trostlosigkeit gibt. . . . .. . 

Die SPö~Regiorun9 hat fünf wertvolle 
. " ,,-' -., . Jahre vertan 

Statt die wahren Probleme unseres Landes In An· 
griff zu nehmen, hat die Regierung den Kopf in den 
Sand .gesteckt und sich mit Gags begnügt: Der 
dringlich notwendige Energieplan wurde durch die 
Empfehlung des Naßrasierens ersetzt; die längst 
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fällige Verwaltungsreform sollte mit dem Trick der 
Diensttaxis vorgetäuscht werden. Bei jeder Kanzler­
Pressekonferenz eine neue unseriöse Ankündigung 
- Luftballons statt echter Reformen. 
Der Sack der eigentlichen Probleme wurde nicht 
einmal noch richtig aufgemacht. Die Ausgangsposi­
tion ist heute für viele in österreich ungünstiger als 
beim Amtsantritt der sozialistischen Alleinregierung 
im Jahre 1970: 

• 	 Das Leben Ist teurer und unsicherer geworden. 
In diesEm fünf Jahren ist vieles kostspieliger, 
aber deshalb nicht besser geworden. Ganz im 
Gegenteil. Das Leben in unserem Lande ist 
heute unsicherer, ungesünder, ungemütlicher 
und unangenehmer: unerschwingliche Wohnun­

.n, verstopfte Straßen, Lärm, Luttverpestung, 
• 	 unzulängliche Krankenversorgung, wachsende 

Kriminalität, ein schlechtes Fernsehprogramm. 
_Preissteigerungen wie noch nie - und die Angst, 
- nicht nur das ersparte Geld, sondern auch den 

__ Arbeitsplatz zu verlieren. 

• 	 Die Bürokratie Ist aufwendiger denn Je. 
Neue Gesetze und Reformen brachten keine Ver­
einfachungen und Einsparungen, sondern nur 
noch mehr Schreibtische. Trotz gigantischem 
Computereinsatz ist die Zahl der Dienstposten 
seit 1970 um 13.354 gestiegen - In der Zeit der 
öVP-Regierung ging sie trotz zusätzlicher Ein­
stellung von Lehrern um 3733 zurück. Wohin 
man schaut: Neue Ministerien und Staatssekre­
tariate, neue Räte, zusätzllche Kommissionen. 
Die Amtswege sind noch unübersichtlicher, noch 
länqer geworden. _ 

• 	 Die StaatsfInanzsn sind zerrOHet -- - -"-' 
.er sozialistische Finanzministerist mit seinem 

• 	 Budgetlatein am Ende. Bundesfinanzschulden, 
Verwaltungsschulden und dIe übernahme von 
Bundeshaftungen haben eine Rekordhöhe er­
reicht, die der Finanzminister Immer wieder zu 
verschleiern sucht. LizitatIon und Verschwen­
dung haben dazu geführt, daß der Bund heute 
sogar seine dringlichen Verpflichtungen wie 
Schul- und StraBenbau vernachlässIgt. Rechnun­
gen werden monatelang nIcht bezahlt. Das alles 
nach Jahren der Hochkonjunktur und Steuer­

. ­

supereinnahmen. Wegen dieser Regierung muß 
sogar das Geld für die Pensionen ausgeborgt 
werden. So weit hat es diese sozialistische 
Regierung gebracht! 
Schuld daran ist nicht allein die unbeschreibliche 
Verschwendung und der feudale Repräsenta­
tionsaufwand. Die Sozialisten können nicht rich­
tig wirtschaften. Sie können neua schöpferische 
Kräfte nicht mobilisieren, sondern nur Vorhan­
denes administrieren; sie versuchen, alles zen­
tralistisch zu lenken. 

Die SPö-Führung hat den Kontakt zum 
Volk verloren 

Vielen sozialistischen Spitzenfl'.nktlonären ist auch 

die Verbundenheit mit der Be'/ölkerung abhanden 

gekommen. Sie reden wohl ständig von Demokrati ­

sierung, !laben dabei aber mehr den Ausbau ihrer 

Machtapparate als die Mitbestimmung des Volkes 

im Auge. 

Ihre Politik ist weniger darauf ausgerichtet, die für 

das Volk brennenden Probleme zu lösen, als viel­

mehr darauf, einzelne Gruppen gegeneinander aus­

zuspielen. Die Arbeitnehmer gegen die Unterneh­

mer, die Konsumenten gegen die Bauern, die Schü­

ler gegen die Lehrer, die Patienten gegen die 

Ärzte ... 

Sie haben kaum noch ein Gefühl für die wirklichen 

Anliegen des einzelnen Menschen, sondern kon­

zentrieren sich immer mehr auf die Manipulation 

der Masse. 


Weniger Transparenz - mehr Propaganda 
Inzwfschen ist die Regierung ein einziges Propa· 
gandaministerium geworden: 

• 	 Da wurden mit Steuermillionen ganze Inserat· 
seiten gekauft, um Versagen als Leistung hinzu­
stellen. Es ist kein Zufall, daß ausgerechnet die 
schwächsten Minister die meisten Steuermittel 
für "Information" verwendet haben. 

• 	 Da wurde der ORF zum Regierungsrundfunk, da­
mit nur ja keine unangenehme Kritik an dieser 
Regierung laut und der Unterschfed zwischen 
ihren Worten und Taten aufgezeigt werden kann. 
Denn was hat diese Regierung vor den letzten 
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Wahlen der österreich ischen Bevölkerung nicht 
alles versprochen und dann nicht gehalten: .. Be­

der Armut", "Kampf dem Sterben vor 
, "In jedem Jahr um 5000 Wohnungen 

mehr", "Damit das Einkaufen wieder Freude 
macht", "Wir werden das ORF-Gesetz nicht än­
dern", "Budgetdefizite mit acht oder neun Mil ­
liarden sind doch ein Wahnsinn", "Wir werden 
an toten Grenzen einen breiten Wohlstands­

schaffen" . 
dieser Versprechen wurde gehalten! 

diesem Grund sollte der Wähler sozialistischen 
Versprechungen gegenüber mehr denn je miß­
trauisch sein. Wer sagt uns, daß diese Partei bei 

trotz aus-
Versprechens, die zu 

. i rn. sich nicht mit den gleichen vor 

~erantwortung drücken wird wie bei In­

Rückgang der 

ation? 
öVP gibt klare Antworten, wie wir aus der Krise 

herauskommen und wie wir die Zukunft 

2. Die Krise überwinden 
Die neue Regierung wird sich den Problemen der 
Krise stellen müssen. Dazu wird es notwendig 
Wirtschaft und Staatshaushalt wieder in 
bringen. 
Für die Sanierungsphase hat die öVP ein 
erarbeitet, wie dia Arbeitsplätze werden 
können und die Wirtschaft wieder in Schwung zu 
bringen ist. 
Nach der Konsolidierung von Wirtschaft Staats­
haushalt will die öVP ihre Vorstellungen verwirk­
lichen, wie wir in Zukunft besser können, wie 
sie in den Plänen .zur LE'ber.squalität 'ent'vickelt 
wurden. 

i asis für eine bessere Lebensqualität 
. ewältigung der Krisenprobleme:~Fangnetz zur Arbc:itsplatzslc:herung. 
, Das wichtigste Anliegen ist der 

Arbeitsplätze. Bund und Länder sollen gemein­
sam "Feuerwehrfonds" für gesamte Wirt­
schaft errichten, für je Schilling pro 
Kopf (Beschäftigte im öffent­
lichen Dienst bereitstellen. 
Mit den die Länder 

Ü 
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deren gefährdet sind. Insgesamt 
könnte auf Weise ein Haftungsvolumen 
von einer Milliarde Schilling für die Arbeitsplatz­

der Beschäftigung wird es 
auch notwendig Instrument der Kurz-' 
arbeIterunterstützung besser einsetzbar zu ma­

aufgebracht werden. 

i 
chen; 	 Höchstausmaß von dreir Monaten auf sechs Monate verlängert wer-

Die ArbeltsmarktförderungsmlHel sollen vor al­
lem in bedrohten Regionen und Branchen auf 

Umschulungs- und Weiterbildungsmaß­
nahmen konzentriert werden, die den Abbau 
von Arbeitskräften verhindern können. 

• 	 Koordinierte Inflatlonsbeklimpfung. 
In einem Wirtschafts- und Sozialpakt soll als sta­
bililätspolitische Absicherung für kräftige I<on­
junkturbelebungsmaßnahmen zwischen Regie­
rung. Parteien und Sozialpartnern bindend ver­
einbart werden, daß im Laufe eines Jahres die 
Lohn-, Preis- und Steuerpolitik aufeinander ab­

werden. Damit wäre eine Sicherung 
Beschäftigung und eine wirkungsvolle Infla­

tionsbekämpfung zu erreichen. Im Wirtschafts~ 
und Sozialpakt ist von vornherein eine allfällige 
Verlängerung des Abkommens um Jahr vor­
zusehen. Ziel der Vereinbarung ist die Senkung 
der Inflationsrate um mindestens ein Prozent 
jährlich bei Sicherung der Die 
Geld-, Budgel- und Währungspolitik Ist ........"'1'''' 
auf dieses Ziel auszurichten. 
Zwischen Bund, Ländern und 
ein Stabllltäts- und Konlunkturabkommen 
schlossen werden. BU,id, Länder und 
den sollen sich verpflichten. Ihre InvesUtions­
pläne aufeinander abzustimmen, Konjunkturoe­
lebungs- und Krisenbekämpfungsmaßnahmen zu 
koordinieren und ihre. Budgetmittel stabilitäts­
gerecht einzusetzen. 

• 	 Budgetsanierung 
Ein Belsltungsstopp soll und 
Konsumkraft in österreich sicherstellen. In der 
Sanierungsphase sollen weder Steuern erhöht 
noch Steuern gesenkt werden. Die 
rung erfordert einen rigorosen Verschwendung.. 
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stopp. Das gilt nicht nur bei spektakUlä~
jekten mit Prestigecharakter, sondern auch für i( 

die Vermeidung aller Ausgaben, die nicht unbe- , 
dingt notwendig sind. Ein BUrokratlestopp muß ; 
dafür Sorge tragen, daß die Verwaltung nicht ,. 
noch weiter aufgebläht wird. In der Sanierungs­
phase dürfen freiwerdende Dienstposten nicht 
neu besetzt werden, wenn nicht alle Rationalisie­

, rungsmöglichkeiten ausgeschöpft sind. 

• 	 Sicherheit fUr Mlndestelnkommen und Alter. 
Die ÖVP will der Bevölkerung Garantien anbie­
ten, die jeden Österreicher davor bewahren, 
auch bei unabwendbaren wirtschaftlichen Bedro- 1 
hungen von außen seine materielle Existenz- 1 
grundlage einzubüßen. 

A Mindesteinkommensgarantie 
e~uch im Fall der Arbeitslosigkeit muß dem ein­

zelnen Arbeitnehmer eine entspreChende Hilfe 
zur Sicherung seiner Existenz garantiert werden: 
Jeder Arbeitslose soll die doppelte Familienbei­
hilfe bekommen. Familien mit Kindern soll das I 

harte Los der Arbeitslosigkeit etwas erleichtert t 
werden. 

Außerdem muß eine Härteklausel im Arbeits­

losenversicherungsgesetz ermöglichen, daß bei 1 


' , besonderen Schwierigkeiten und Belastungen J 

(Familiengröße, Wohnungsaufwand, Kreditver­
pflichtungen) eine zusätzliche Unterstützung 
über die normale Arbeitslosenunterstützung hin­

,aus gewährt wird. 
Bestehende Rückzahlungsverpflichtungen für 

, Wohnbauförderungskredite sollen für maximal 
zwei Jahre gestundet werden. 

SIcherheU fnr alte Sparer 
Gerade tUr ältere Mensdlen ist es wichtig, daß 

....ie über Erspartes jederzeit verfügen können; ,"lV 
_ ' dies soll auch für begünstigte Sondersparformen 

gelten. , 
Bei Bausparverträgen, welche von Personen 
über 65 Jahre abgeschlossen werden, soll die 

, Bindungsfrist ohne Prämienverlust verkürzt wer';' 
' den. Eine ähnliche Regelung ist beim Prämien~ 
kontensparen für Pensionisten zu treffen. 
Für die Sicherung der Sparguthaben kleiner 
Sparer bei einer Insolvenz von Kreditinstituten 

soll ein Garantiefonds für Sparguthaben bis zu 
100.000 Schilling pro Person bürgen. 

Sozialgarantie 
Die ÖVP tritt dafür ein, daß die Regierung der 
österreichischen Bevölkerung eine SozIalgaran­
tIe geben muß. Die für die Finanzierung der Pen~' 
sionen notwendigen Mittel müssen In voller Höhe 
im Staatsbudget enthalten sein. An notwendi­
gen Verbesserungen zur Beseitigung drücken­
der Armut sind außer der PensionsgarantIe zu 
gewährleisten: die An~ebung der Ausgleichszu~ 
lagen für die Ärmsten über das Ausmaß der Pen­
sionsdynamisierung hinaus, die Angleichung der 
bäuerlichen Zuschußrenten an die Bauernpen­
sionen, eine systematische Erhöhung der Fami­
lienbeihilfen und die Verbesserung der Sozial­
leistungen für Behinderte. 
Diese Sozialrechte müssen für die Regierung 
auch in der größten finanziellen Notlage unan­
tastbar sein. 

3. Die Lebensqualität verbessern 
Wenn die vier Pläne der OVP für mehr Lebensquali· 
tät verwirklicht werden, so erfordert das mehr als 
technokratisch-wirtschaftliche Reformen. 
Dieses Ziel - eine Verbesserung der Qualität des 
Lebens - wird in dem Bewußtsein formuliert, daß 
der Mensch von mehr lebt als .. vom Brot allein". 
Ebenso ist klar, daß - bei allen wertvollen Anregun­
gen der Pläne - Programme allein noch nichts ver­
ändern, EInzeimaßnahmen oft nicht genügen und 
durch Institutionen-Kosmetik die Situation der Men­
schen nicht verbessert werden kann. Entscheidend 
ist der persönliche Einsatz von Menschen als Trä­
ger ...on Ideen, der Wille ::Jr Durchsetzur d und die 
BewuBtseinsbildung, die von ihnen ausgeht. 
Bei der Verwirklichung der Idee der Lebensqualität 
werden wir uns von folgenden Grundsätzen leiten 
lassen: . ", .. 

Es gibt nicht olno Qualität des Lebens, sondern 
individuelle Lebensqualitäten, deren Realisie· 
rung die Politik ermöglichen soll. 
Politik ist daher für uns nicht Verwirklichung 
einer kollektiven Heilsbotschaft. sondern ein Pro~ 
zeß, der Chancengleichheit bei der Realisierung 
individueller Lebensziele sichert. 

- - "--' ,-,.--- - .._--_..._, -.. ", ,-- .. -~--

8 9 



- - -- - -,-- - --------, . .. _---- .. ------ --- '- -,-- --- -----------­

I 

Die Abhängigkeit und das Ohnmachtsgefühl der 
Menschen gegenüber den großen bürokratischen 
Apparaten müssen abgebaut werden. Die Ver~ 
waltung soll daher menschennah und dezentrali~ 
siert organisiert werden, wo immer dies möglich 
ist. 

Der Leistungswille der Menschen muß geför­
dert werden; der Trend zu leistungshemmenden 
Nivellierungen ist abzubauen. Qualität des Le~ 
bens heißt auch Qualität der Leistung. 

- Unsere Kultur gehört nicht nur für die internatio­
nale Auslage, sondern muß Teil unseres Lebens 
sein bzw. werden. - - , 

Wir müssen ein neues und stärkeres Selbstbe­
wußtsein als Österreicher entwickeln: Nicht als 

J Volk, das von den Ereignissen "draußen in der 
~t" bloß betroHen wird, sondern als Volk, das 
_ieser Welt auch aktiv seine Möglichkeiten 

" nützt. 

3.1 Wir im Berufsleben 

'ollbe~chäftigung ist mehr als eine Frage der Exi­
:tenzslcherung. Sie ist ein Gebot der Moral. Das 
lecht auf Arbeit muß daher allen zustehen. Jeder 
jsterreicher soll nicht nur einen Arbeitsplatz, son~ 
lern auch die Chance haben, Leistungen zu erbrin­
Jen, die seinen persönlichen Fähigkeiten und Nei­
jungen entsprechen. 
:ür jeden Jungen Menschen, der die Schule verläßt 
lder seine Ausbildung beendet, wollen wir alles 
rnternehmen, um ihm möglichst eine seiner Ausbil­
lung 'md seinen Fähigkeiten entsprechen:le Be­
chäftlgung zu sichern. Voraussetzung dafür ist auch 
!lne starke Verbesserung der Berufsvorbereitung. 
'·lsche Anpassungsfähigkeit und berufliche Umstel­

!,',"
!ngawerden in Zukunft mehr denn je nötig. Da ßS ,1 -Jr _ persönliche Entwicklung des einzelnen im 
3eruf wesentlich ist, daß er die Chance zum Auf­

I 

;teigen und zur Übernahme von Verantwortung er­
,ält, werden die Möglichkeiten für eine permanente 
Veiterbildung verbessert werden müssen. 
.ehrllnge und Schüler sind in der Bildungsförde­

ung gleichzustellen, auch den Lehrlingen müssen 

:reifahrten zur Schule und Lehrstelle gewährt wer~ 


len. 


o 

Gleiche Aufstiegschancensind im Berufsleben auch 
den Frauen einzuräumen; nicht das Geschlecht, son­
dern die Qualifikation soll entscheidend sein. Haus­
frauen und Mütter müssen, falls sie es wünschen 
und das Heranwachsen der Kinder es ermöglicht, 
Hilfen zur Wiedereingliederung in die Berufsarbeit 
erhalten. ' 
Die Chancengleichheit muß auch für ältere Arbeit ­
nehmer gewahrt bleiben. Älteren Menschen fällt es 
oft schwer, sich in einem neuen Beruf, auf einer 
neuen Arbeitsstätte zurechtzufinden. Bei Kündigung 
sind sie benachteiligt, weil sie schwerer als junge 
Menschen einen neuen Arbeitsplatz finden. Für äl­
tere Arbeitnehmer muß daher nach zehnjähriger 
Betriebszugehörigkeit ein besonderer -gesetzlicher 
Kündigungsschutz gelten. 
Auch arbeltswllJlge Pensionisten sollten nicht durch 
die Sozialgesetzgebung an einer weiteren beruf­
lichen' Tätigkeit gehindert werden. Die geltenden. 
Ruhensbestimmungen sind daher stufenweise ab­
zubauen. ' , --, ,' 
Auf dem Arbeitsplatz soll dem einzelnen mehr MIt­
sprache bei der Gestaltung und dem Ablauf der Ar­
beit engeräumt werden. Die innerbetriebliche Mo­
bilität, die Mischung der Arbeitsvorgänge Ist zu för­
dern, Die öVP will eine betriebliche Mitbestimmung 
und Vermögensbildung, die das Interesse des ein­
zelnen Arbeitnehmers am betrieblichen Geschehen 
erhöht und sein persönliches Engagement verstärkt. 
Die Vermögensbildung In Arbeitnehmerhand soll 
grundsätzlich so gestaltet werden, daß die persön­
liche Verfügungsgewalt des Arbeitnehmers über 
seine Vermögensanteile und die Dezentralisierung 
des gebildeten Vermögens gewährleistet ist. 
Untemehmerische, risikOireudige Menscllen sollen 
vom Unternehmerberuf nicht deshalb ausgesperrt_ 
bleiben, weil ihnen die Mittel zur Gründung eines 
Betriebes fehlen. Das ist weder mit der Chancen­
gleichheit noch mit dem Leistungsprinzip vereinbar. 
Deshalb sollen alle unternehmungsfreudigen Men­
schen unseres Landes Slartkredite zum Aufbau 
eines Betriebes, eines Geschäftes oder eines Büros 
erhalten. 
Kleinen Unternehmern, Inhabern von Kleinstbetrie­
ben, soll die Führung ihres Unternehmens dadurch 
erleichtert werden, daß sie von Verwaltungsarbeiten 
für die öffentliche Hand möglichst entlastet werden. 
Anstelle der Vielzahl von Betriebssteuern und Ab­

11 
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gaben, die an die verschiedensten Behörden abge­
liefert werden müssen, sollen sie nur eine pauschale 
Steuer an das Finanzamt entrichten müssen, das 
diesen Betrag nach einem bestimmten Schlüssel an 
die verschiedenen öffentlichen Körperschaften auf­
teilt. 
Die hohe Inflation der letzten Jahre hat die Kapital­
und Ertragssituation der Unternehmen verzerrt, wo­
von die Kleinbetriebe besonders betroffen werden. 
Die geltenden Bewertungs- und Bilanzierungsvor­
schriften führen zu einer substanzverzehrenden 
Scheingewinnbesteuerung, die die Investitionsmög­
lichkeiten zunehmend einengt. Die in der Kalkula­
tion übliche Bewertung und AbschreIbung zu Wle­
derbeschaHungsprelsen soll auch steuerrechtlich 
stufenweise Anerkennung finden, um die Inflation 
bei der Abschreibung zumindest teilweise berück­
sichtigen zu können und die Scheingewinnbesteue­
"~nzu mildern. .'.

--E r öVP ist es auch, das Einkommen der bäuer­
11 n Bevölkerung zu verbessern. Nur dann, wenn 
auch diese Menschen ein entsprechendes Einkom­
men erzielen, ist eine weitgehende Selbstversor­
gung mit Nahrungsmitteln und ein funktionsfähiger 
ländlicher Raum auf Dauer gewährleistet. 
Soweit die regionale Wirtschafts- und Infrastruktur­
politik für die Erhaltung der Erholungslandschaft 
nIcht ausreicht, sind Bewirtschaftungsprämien . zu 
gewähren. Zur Verhinderung des weiteren Abwan­
dems der Bevölkerung, wodurch Insbesondere die 
Regionen und Gebiete an den toten Grenzen zu ver­
öden drohen, müssen im ländlichen Raum mehr und 
bessere Arbeitsplätze geschaffen und die öffent­
lichen Dienstleistungen verbessert werden. 

I .·"" 

., - .. ! . 

3.2 WIr Zl.I Hl.iuse· . 

Neben der Sanierung von Wirtschaft und Staats­
il~it will die öVP die lebensqualität in der per­

• en Lebenssphäre verbessern: im Bereich der 
Familie, des Wohnens, der Gesundheit und der 
Bildung. 

• Sich eine Wohnung leisten können. 

Die Gesellschaft muß jungen Menschen eine Chance 
geben, sich auch im persönlichen Bereich selbstän­
dig zu machen. Dazu gehört vor allem eine eigene 
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Wohnung. Die größte Schwierigkeit dabei ist die 
Finanzierung - meistens fehlt das Geld. 
Damit sich junge Menschen eine eigene Wohnung 
leisten können, wollen wir eine Wohnstarthille 
schaffen: 
Zur Abdeckung der Eigenmittel beim Erwerb einer 
Wohnung - ob alt oder neu - soll ein zinsenloser 
Kredit bis zu S 100.000,- gewährt werden. Wer in 
den ersten fünf Jahren auf die steuerliche Absetz-' 
barkeit der Wohnbauförderung verzichtet, muß um 
S 30.000,- weniger zurückzahlen. 
Viele Menschen wohnen heute in einer Altwohnung, 
die sie herrichten müssen. Der Staat benachteiligt 
sie bei der Förderung. Wir wollen die Gleichstellung 
aller Wohnungssuchenden. Alle Förderungen, wie 
Wohnstarthilfe, Wohnbauförderung, Steuerbegünsti­
gung und Bauspardarlehen soll es auch für die 
Adaptierung einer Altwohnung geben. 
Der Ruf nach mehr Rechten für den Mieter haI ver­
deckt, daß neue und stärkere Abhängigkeiten für 
Wohnungseigentümer und Genossenschafter von 
ihren Genossenschaften und Hausverwaltungen ent­
standen sind. Wir wollen die Rechtsstellung des 
NutzungsberechtIgten von Genossenschaftswoh­
nungen verbessern. Es soll auch die Möglichkeit ge­
schaffen werden, Eigentum an Genossenschalts· 
und Gemeindewohnungen zu erwerben. 

I Die Wohnprobleme hören beim Haustor nicht auf. 
Zum Wohnen gehört auch eine ausreichende Infra­
struktur mit Spiel- und Sportplätzen. Sport Ist heute 
eine vernünftige und notwendige Möglichkeit der 
Freizeitgestaltung ebenso wie die sinnvolle Freizeil­
gestaltung durch Hobbys, wofür ausreichend Raum 
und Gefegenheit vorhanden sein soll. Zum Wohnen 
gehört auch eine funktionierende Nahversorgung: 
In den letzten zehn Jahren haben 15.000 Geschäfte 
zugesperrt. Das prägt dJS Bifd unserer !3tädte und 
belastet Hausfrauen mit kleinen Kindern und · alte 
Menschen. Wir wollen, daß bei der Neuerrichtung 
von Verbrauchergroßmärkten Standortpfätze geneh~ 
mlgungspfllchtlg sind. Den Kaufleuten, die für die 
Nahversorgung wichtig sind, soll es im Rahmen 
einer Gesamtöffnungszeit unter Wahrung der Jnter· 
essen der Handelsangestellten freistehen, ihr Ge 
schäft dann offenzuhaften, wenn es die regionalen 
branchen mäßigen und saisonafen Bedingungen er 
fordern und wenn es den spezifischen Wünsche 
ihrer Kunden entspricht. 
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• Die Gesundheit erhalten. 
Es ist keine Frage, daß das Gesundheitssystem dem 
Grunde nach reorganisiert werden muß. Wir wollen 
keinen bürokratischen staatlichen Gesundheits­
dienst, sondern jedem muß ärztliche Hilfe durch den 
Hausarzt und in Gruppenpraxen rasch zur Verfü­
gung stehen. Unser Ziel ist: ärztliche Hilfe muß 
überall auch in der Nacht und am Wochenende er­
reichbar sein, auch die Menschen im ländlichen 
Raum dürfen in der ärztlichen Versorgung nicht be­
nachteiligt sein. 
Wir wollen neben zentralen Großklinii<en die regio­
nalen Spitäler als BesuchsspItäler erhalten, in denen 
der Kontakt mit der Familie aufrecht bleiben kann. 
Wir wollen statt einer weiteren Verbürokratisierung 
im Gesundheitswesen, daß die Gesundenunter­
..iI,uälJngen auf Krankenschein erfolgen. Die freie 
~.ahl muß auch hier gelten. . . 
Gesundheit ist für uns mehr als Arbeitsfähigkeit. 
Diesen Grundsatz wollen wir Schritt für Schritt in 
der Sozialversicherung durchsetzen. . 
Chronisch Kranke und Behinderte sollen unabhän­
gig von der Ursache und der Dauer der Krankheit 
Anspruch auf die Leistungen der Sozialversicherung 
haben. Der Hilflosenzuschuß soll unabhängig von 
der Pensionshöhe nach dem Ausmaß der Pflegebe­
dürftigkeit gestaffelt werden. Mit 80 Jahren sollte 
man den Anspruch auf Pflege nicht mehr nachwei­
sen müssen. Pensionisten sollen gleiches Recht auf 
Kuraufenthalt haben wie Aktive. 

• Den Familien helfen. 
Wir bekennen uns zur unersetzlichen Aufgabe der 
Familie, die Anspruch auf Hilfe und Schutz durch 
die Gesellschaft hat. Die I.ast~n der Kindl'1rerzie­
hung müssen gerecht ausgeglichen werden. Die 
Wahlmöglichkeit der Frau, ob sie einen Beruf aus­
:~aoder Kinder und Haushalt selbst versorgen 
lI'-'uß voll garantiert werden. Die Mutter, die 

sich entscheidet, ihre Zeit vor allem der Kinderer­
ziehung zu widmen, erbringt eine echte Leistung 
für die Gesellschaft. Sie hat daher Anspruch auf 
Anerkennung und angemessene Abgeltung dieser 
Leistungen. 
Deshalb wollen wir die volle Anrechnung der Erzie­
hung eInes Kindes vor der Schulpflicht auf die Pen­
sIon der Frau und die voile Gleichstellung der Haus­
frau bei der Gesundheitsfürsorge, besonders bei 

Kuraufenthalten. Ein Unterhaltsfonds, mit dem der 
Staat bei säumiger Alimentation einspringt, und sich 
dann beim Unterhaltspflichtigen schadlos hält, soll 
die finanzielle Sicherung von unehelichen Kindern 
und Kindern aus geschiedenen Ehen gewährleisten. 

• Die BiJdungschancen erweitern. 

Die Zukunft unseres Landes als demokratisches Ge­
meinwesen, als wirtschaftlich wettbewerbsfähiger 
Staat und als ein Land des sozialen Friedens hängt 
in hohem Maße von der Qualität des Bildungs­
wesens ab. 
Auch in der Bildungspolitik kann es nicht nur um 
einen quantitativen Ausbau, sondern es muß um 
eine qualitative Verbesserung des Bildungswesens 
gehen. . . 
Nach Auffassung der öVP haben folgende Anliegen 
in diesem Bereich Vorrang: 
Der Ausbau des Kinder~artenwesens ist eine der 
wichtigsten Maßnahmen zur Verbesserung derChan~ 
cengleichheit. Jedes Bundesland soll einen Kinder­
gartenplan erstellen, nach dem innerhalb von zehn 
Jahren jedes Kind zwischen dem dritten und fünften 
Lebensjahr einen Kindergartenplatz zur Verfügung 
hat. 
Das Angebot an Bildungsinstitutionen muß durch 
den Ausbau der BI/dungsberatung überschau bar, 
das heißt leichter zugänglich gemacht werden, wo­
bei die Informalion über praxisorientierte, berufsbil­
dende Institutionen, die die Cha.ncen einer Interes­
sensmäßigen Berufstätigkeit erhöhen, besonders zu 
betonen ist. Das 9. Pflichtschuljahr soll als Berufs­
vorbildung genutzt werden, der Schwerpunkt der 
Schulpolitik muß in Hinkunft beim berufsbildenden 
Schulwesen liegen. . _ 
Das Prln:dp der pormanonten Bildung soll durch 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung, Bildungs­
freistellung und ORF-Akademie stufenweise reali­
siert werden, wobei die Ergebnisse anrechnungs­
fähig in einem BIldungspaß zu verankern sind. 
Im universitären Bereich ist die Autonomie der 
Hochschulen durch eine sinnvolle Dezentralisierung 
zu stärken, die Formen partnerschaftlicher Zu sam· 
menarbeit zu fördern, eine umfassende Verwal­
tungsreform zur Entlastung der lehrenden und For­
schenden von Verwaltungsarbeiten durchzuführen. 
Besondere Aufmerksamkeit ist den Ausbildungs­

- - _ . .. - ........_... . -.._------_._-------­

.. I' , ", 

14 15 



' .; ; 

--- _._. ' _. ... _--------,.------------- ­

,11öglichkeiten des akademischen Mittelbaus zu wid­
men. 
Der Schulbetrieb ist von bürokratischem Ballast zu 
befreien. Der Lehrer soll weniger verwalten und 
mehr pädagogisch arbeiten können. Wir brauchen 
weniger, aber dafür besser geplante, vorbereitete 
und kontroll(arte Schulversuche. Die Schulreform 
soll nicht zentralistisch von oben diktiert, sondern 
gemeinsam mit den Betroffenen, den Lehrern, Schü­
lern und Eltern, entwickelt und verwirklicht werden_ 
Zur Verbesserung der Lernbedingungen brau­
:hen wir kleinere Klassen; daher soll die Höehst­
sehülerzahl zunächst in der Grundschule schritt ­
weise auf 30 Schüler gesenkt werden. Wir wollen 
iedem Kind durch eine vernünftige und sparsame 
Lösung kostenlose Schulbücher und ArbeItsbehelfe 
garantieren. Das Stadt-Land-Gefälle im Bildungsbe­
r.eieh soll zur Verbesserung der Chancengleichheit 
jlgAut werden. Für den Bedarf an Maturanten, 
Abs~enten berufsbildender Schulen, Lehrern und 
Akademikern sollen Prognosen als Grundlage für 
si ne längerfristige BIldungsplanung erstellt werden_ 

3.3 Wir in der Gemeinschaft 
'Nie wir in Zukunft leben, wird wesentlich davon ab­

hängen, ob es gelingt, das Verhältnis von Bürger 

und Staat zu verbessern. Dazu sind die Möglichkei­

ten zur Mitgestaltung der Willensbildung auszu­

bauen, dazu Ist der Freiheitsraum des Bürgers zu 

sichern und schließlich ist die DIenstleistungsfunk­

tion staatlicher Einrichtungen zu verstärken. 


• Cer Staat muB bUrgemah sein. 

Das Verhältnis von Bürger und Staat wird vor allem 

durch den Mangel an Oberschaubarkeit belastet. 

Immer weniger überblickt dar Bürger die Möglich-


I keiten aer Gesetze. Immer mehr braucht e. ' Hilfe 
und Orientierung. - , ' . , . , 
f1az..w...soll bel jeder Behörde mit Parteien verkehr 

I, .1.Orger-Servlcestelio eingerichtet werden, die 
Iaem einzelnen Bürger die Abwicklung seiner Be­
hördenwege erleichtert, ihm bei der Bewältigung 
des Formularkrams hilft und verläßliche Auskünfte 
über Zuständigkeiten und benötigte Unterlagen er­
teilt. Durch eine sachgerechte Beratung könnten 
dem Staatsbürger nicht nur viele Amtswege erspart 
oder erleichtert werden, sondern er würde über die 
ihm zustehenden Möglichkeiten und Rechte auch 
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besser informiert. Durch die Rationalisierung des 
Parteienverkehrs und den Einsatz moderner Daten­
techniken ist die Verbesserung des Bürgerservices 
ohne zusätzliche Schreibtische möglich. 
Grundsätzlich liegt ein Ausbau der Mitgestaltungs­
möglichkeiten in der Zielsetzung, die Mittel des 
födorallstlschen österreich weiter zu entwickeln. 
Als Zielsetzung gilt es, anstelle großer zentralisti ­
scher Einheiten dem Bürger die Mitgestaltung in 
der kleinen, erlebbaren und überschaubaren dezen­
tralen Einheit zu ermöglichen. 
Die öVP will das Leitbild der sozialen Inte9ratlon 
nicht nur in der Weiterführung der Möglichkeiten 
des föderalen Aufbaus Österrt::ichs sehen. Der Staal 
soll als Gemeinschaft aller auch die Zusammenar­
beit aller Gruppen der Bevölkerung fördern. Des­
halb soll auch die Vielfalt der NachbarschaftshIlfen 
gefördert werden, da hier, etwa bei Krankenbe­
treuung, Kinderaufsicht und Altenbetreuung, tat­
sächlich Hilfe und rnenschliche Nähe miteinander 
verbunden werden. Der Sozial bereich wird vorn 
reglementierten Wohlfahrtsstaat zur erlebten Ge­
meinschaft. Da7.lJ könnte auch eine Förderung der 
bestehenden freiwilligen Sozialdienste beitragen. 
Durch die Einführung der Briefwahl soll dem Wäh­
ler, der sich Im Ausland befindet, sowie kranken 
und gebrechlichen Menschen die Teilnahme am 
Wahlgang erleichtert werden_ 
Das aktlvo Wahlalter soll so herabgesetzt werden, 
daß auch die jungen Menschen wahlberechtigt sind, 
die in dem vor dem Wahljahr gelegenen Jahr das 
18. Lebensjahr VOllondot haben_ 

• Mehr Sicherheit für alle 

Das Verhältnis von Staat und Bürger ist zunehmend 
auch eine Frage von Vertrauen und SIcherheil Dem 
BüIger ist vor allem der 3chutz seiner .'ersönlich­
keit gegenüber dem Staat und dessen Möglichkei­
ten einer alles umfassenden Datenspeicherung zu­
zusichern. Ein Datenschutz soll jedem ermöglichen, 
zu erfahren, was an Daten über ihn gesammelt wird, 
und zu entscheiden, was davon weitergegeben wer­
den kann. 
Die immerwährende Neutralität und das Interesse 
österreichs an der Erhaltung des Friedens verlan­
gen eine sicherheitspollllsche Konzeption öster­
reichs. Die Unabhängigkeit unseres Landes kann 
nicht nur durch die Außenpolitik garantiert werden. 
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An der Seite der Außenpolitik muß auch die umfas­
sende Landesverteidigungspolitik stehen. 
Im Rahmen der bestehenden Dienstzeit ist ein kon­
sequenter Übergang zum Milizsystem für den raum­
gebundenen Einsatz durchzuführen, die kleine, 
hochmobile Bereitschaftstruppe modern auszustat­
ten und ein Krisenstab zu schaffen, der die Einsatz­
fähigkeit des Bundesheers · bei allen Katastrophen 
nicht nur außenpolitischer Art durch Erstellung von 
Modellen, Vorbereitung der Organisation und der 
technischen Einrichtungen für den Ernstfall sicher­
stellt. 
Insbesondere wäre es notwendig, durch eine jeder­
zeit einsatzfähige "Terror-Bekämpfungstruppe" der 
Exekutive die österreichische Bevölkerung vor An­
schlägen des internationalen Terrorismus zu schüt­
zen. 
Nicht nur die Sicherheit gegenüber Gefahren von 
JJß. ist zu gewährleisten. Der Bevölkerung muß 
Ins~ndere Schutz vor der zunehmenden Krimi­
nalItät geboten werden. Vor al/ern alte Menschen 
empfinden in steigendem Maße Angst vor Einbrü­
chen, Oberlällen und Bedrohung ihres Lebens. Es 
Jehört zu den fundamentalsten Schutzaufgaben des 
;taates, die Kriminalität wirkungsvoll zu bekämpfen. 
Jie persönliche Sicherheit wird auch dadurch ge­
ährdet, daß der Straßenausbau mit der Motorisie­
·ung nicht Schritt hält. Der Weg zur Arbeit und Er­
lolung, In den Urlaub sowie der Güterverkehr muß 
ür alle Verkehrsteilnehmer sicher sein. 
)er Bau der Autobahnen und der wichtigen Bun­
lesstraßen muß zur Hebung der Verkehrssicherheit 
Ind zur Sicherung der Beschäftigungslage be­
chleunigt werden. Eine raschere Finanzierung soll 
urch die ungekürzte Verwendung der Bundesmina­
llölsteuer durch Sonderlinanzierungen und Son­
i erges~ilsd,aften sicherge~tell, werden. Dazu ist 
ine Adaptierung der Dringlichkeitsreihung des 
traßenausbaus an die aktuelle Straßenverkehrs­

ju.-, und ein umfassendes realistisches Finan­

lerullll!fskonzept notwendig. 

chließlich ist vom Staat die Sicherheit der Versor­

ung mit lebensnotwendigen Gütern und Rohstof­

~ n zu gewährleisten. Im Rahmen einer langfristigen 

rlsenvorsorge muß ein normal verlaufendes Leben 

3r Bevölkerung und eine krisensichere Produktion 

Ir einen Mindestzeitraum von 90 Tagen ermöglicht 

erden. Die Erarbeitung eines Krisenvorsorgekon­

._-----------­

zeptes muß von Gesetzgebung, Verwaltung und 

Wirtschaft unverzüglich in Angriff genommen wer­

den. 

Letztlich wird jedoch Sicherheit und Vertrauen zwi­

schen Bürger und Staat eine Frage der Glaubwür­

digkeit der politischen Kräfte sein. Die OVP will in 

diesem Sinn, daß man sich auf ein Kanzlerwort wie- . 

der verlassen kann. 


• Unabhängige Information 

Ein Mediengesetz hat die Unabhängigkeit der Mas­

senmedien sicherzustellen und für eine moderne 

Rechtsordnung zu sorgen, die eine demokratische 

Gestaltung, die Vielfalt und die Offenheit der Infor­

mation sicherstellt. 

Besondere Bedeutung kommt den Massenmedien 

Hörlunk und Fernsehen zu. Beim_ ORF ist deshalb 
jede Nähe zum Regierungsrundfunk abzubauen. Die 
wirkliche Unabhängigkeit im Sinne des Rundfunk­
volksbegehrens muß wieder hergestellt werden. Dte 
bestehenden Leitungsgremien sind zu vereinfachen 
und mit einer klaren AufgabensteIlung auszustat­
ten. Für die Hörer und Seher ist ein besseres Pro­
grammangebot und eine kostensparende und wirt ­
schaftliche Unternehmensführung zu sichern. Dazu 
wird letztlich wieder ein für beide Programme voll 
verantwortlicher TV-Intendant notwendig sein. 

3.4 Wir In der Weil 

In einer Zeit; in der das Weltall erobert wird, sind 
die Distanzen zwischen Menschen und Staaten auf 
der Erde kürzer geworden. Was irgendwo In der 
Welt geschieht, ist auch hier in Österreich von Be­
deutung. Veränderungen in der großen Politik, Kri­
sen auf anderen Kontinenten, Wandlungen in der 
internationalen Wirtschaft beeinflussen auch das 
Schicksal eines kleinen Landes - insbesondere, 
wenn es an einer Nahtstelle der großen politischen 
Systeme unserer Welt liegt. Die Gefährlichkeit u~~ 
serer Zeit und unserer Lage wird uns durch die 
rasche, fast gleichzeitige Information der modernen 
Medien bewußt gemacht. . . 
Diese Situation macht in der Außenpolitik Öster­
reichs eine besondere Aufmerksamkeit und Behut­
samkeit erlorderlich. Außenpolitik darl daher nicht 
ein Machtinstrument einer Partei sein, sondern muß 
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im Dienst des Staates und seiner Bürger stehen. Es 
sind folgende Gesichtspunkte zu beachten: 

• Die österreich Ische Neutralität ist ein immerwäh­
render Auftrag, die Stellung unseres Landes so zu 
gestalten, daß seine Unabhängigkeit auch in den 
Wechselfällen der internationalen Politik gesichert 
Ist. Die österreichische Neutralitätspolitik muß ste­
tig berechenbar und frei v9n kurzfristigen Oppor­
tunitätserwägungen sein. 

• Die Lage österreichs verlangt eine PolItik der 
guten Nachbarschaft - ungeachtet der politischen 
Systeme dieser Länder, aber Im Bewußtsein, ein 
freier demokratischer Staat zu sein, der von mensch­
lichen Grenzen umgeben sein will und sich die Ein­
mischung jedes Nachbarn verbietet. Zur Lösung des 

"'_felstreites muß die aktive Beteiligung aller Be­
~"rungsgruppen und staatstragenden Parteien 

gesucht werden. Nur ein intensives Verhandeln 
zwischen allen interessierten Gruppen, ein gemein­
sames Suchen ist ein gangbarer Weg. Vorausset­
zung für Fortschritte in dieser Richtung bildet die 
gerechte und faire Ermittlung einer objektiven 
Grundlage, durch die festgestellt werden soll, in 
welchem Ausmaß und wo schutzwürdige Gruppen 
der Minderheiten angesiedelt sind. 
Wir bekennen uns zu dem im Jahre 1969 mit Italien 
abgeschlossenen Vertrag (Paket und Operations­
kalender). Es ist alles zu unternehmen, um auf bei­
den Seiten die Erledigung der noch offenen Punkte 
für Südtlrol zu erreichen. 

• österreich muß an der Entwicklung Europas teil­
nehmen und einen eigenen Beitrag zur Mitgestal­
tung leisten. Bel Wahrung der politischen und wirt­
schaftlichen Eigeninteressen muß die europäische 
Zusammenarbeit verstärkt und die Harmonisierung 
-1aWirt~chaft~gesetzgebu~g, Marktordnung und 
.-erpolitik mit den Europalschen Gemeinschaften 
vorangetrieben werden. Die Durchführung und das 
Ergebnis des Globalabkommens mit den Europä­
ischen Gemeinschaften ist einer raschen, längst fäl­
ligen Überprüfung zu unterziehen, um Möglichkeiten 
zur Verbesserung unserer Position zu nutzen und 
insbesondere im Bereich der Landwirtschaft Nach­
teile für österreich zu vermeiden. 

• Gerade die Anerkennung, die unser Land durch 
die Berufung eines österreichers zum General­
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sekretär der Vereinten Nationen erhalten hat, ver­
langt eine grundsatztreue Politik bel der UNO und 
die Bereitschaft zur Mitwirkung an der Sicherung 
des Friedens. (UNO-Frledenstruppen.) 

• Außenpolitik und WirtSchaft stehen heute In eng.. 
ster Verbindung. Aufgabe der Diplomatie ist es da­
her auch, unsere Position auf den Exporimärkten 
nach Kräften zu unterstützen und auszubauen und 
nur dort Konzessionen anzubieten, wo auch Vorteile 
für uns zu erhalten sind. Dazu bedarf es der Fest­
legung von außonwirtschaftlichen Schwerpunkten 
und Leitlinien, die durch gezielle RefInanzierungs­
systeme für Großprojekte und Entwicklungsvor­
haben abzustützen sind . Damit können österrelchi­
sehe Unternehmer in politisch unsicheren Gebieten 
und Entwicklungsländern Aufträge übernehmen, 
neue Märkte erschließen und in Konkurrenz mit gro­
ßen Industrieländern treten. 

• Interriallonales Engagflment kann nur auf dem 
durch Schule und Medien geprägten Bewußtsein 
aufbauen. Die Menschheit ist heute eine WeItgesell­
schaft. Dies bewußt zu machen und für dieses Leben 
in der Weltgesellschaft zu befähigen, muß ein we­
sentliches Ziel aller Bildungsanstrengungen sein. 
Da die sprachliche Kommunikation besonders wich­
tig ist, soll jeder österreicher unbedingt eine mehr­
sprachige Ausbildung erhalten. Jeder junge Mensch 
sollte zumindest einmal Gelegenheit zu einem kurz­
zeitigen Auslandsaufenthalt (sprachliche Vervoll­
kommnung, Kennenlernen anderer Länder und Ver­
haltensweisen) bekommen. Internationale Aktivitä­
ten Jugendlicher, wie Einsatz im Internationalen 
Sozialdienst, Entwicklungshilfe, Bauorden, Interna­
tion3.le Jugend- und Ver~öhnungslager, find beson­
ders zu fördern. 

• österreich ist keine große politisd1e Macht, hatt~ 
nie Kolonien und gehört keinem Paktsystem an. Das 
Ist eine Chance: Modell zu sein für menschliches 
Zusammenleben, Zentrum zu werden für geistige 
und schöpferische Tätigkeit, Begegnung zu bieten 
für jene, die das Gespräch um eine friedliche Zu­
kunft suchen. Dazu wollen wir ein Zeichen setzen: 
ein. 6sterrelchlsch. Stiftung für den menschlichen 
Fortschritt. Im Rahmen dieser Stiftung soll öster­
reich eine weltweite Forschungsausschreibung 
durchführen, sich als Internationale Sammelstelle 
für fortschrittliche Ideen anbieten. Wer zur Lösung 
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dringlicher Probleme - Entgiftung verseuchter Ge­
wässer, Ersatzprodukte für knappe Rohstoffe, Hun­
gersnot in der Welt - verwertbare Vorschläge prä­
sentiert, erhält einen Preis der österreich-Stiftung 
für den menschlichen Fortschritt. 
Die Außenpolitik der vergangenen fünf Jahre ist zu­
nehmend im Zeichen der Parteipolitik und nicht der 
Staatspolitik gestanden. immer noch sind die Inter­
essen unseres Landes vor den Zielen jeder Partei­
Internationale zu sehen. Immer noch geht die Si­
cherheit unserer Grenzen einem Abenteuer in den 
Konfliktzonen der Welt vor. Immer noch ist die 
selbstbewußte eigene Haltung besser als eilfertige 
Geschäftigkeit bei den Mächtigen dieser Welt. 
Außenpolitik kann bei einem kleinen neutralen Staat 
nur im Dienst seiner Bürger stehen. Sie muß sicher­
st.n, daß wir alles tun, um die Eigenstaatlichkeit 
r~ ,reichs auszubauen und in der Welt bestehen 

-.lU können - in der Gemeinsamkeit einer rot-weiß­
roten Politi k. 

4. Miteinander 
nicht gegeneinander 

Alles deutet darauf hin, daß österreich schweren 
Zeiten entgegengeht. Die auf uns zukommenden 
Probleme sind so groß, daß sie nur bel Einsatz aller 
Kräfte gemeistert werden können. Eine AlleInregie­
rung, die sich nicht allen österreichern verpflichtet 
fühlt, erliegt nur zu leicht der Versuchung, einseitig 
Belastungen aufzuladen, Minderheiten niederzu­
stimmen und Machterhaitung vor Verantwortung zu 
stellen. In dieser Zeit müssen wir alle Kräfte mobili ­
sieren. 
Aus diesem Grund wird die österreichische Volks-

ei, wenn sie bel der NatIonalratswahl am 5. Ok­
r die mandatsstärkste Partei wird, die belden 

nderen Im Parlament vertretenen demokratischen 
Parteien zur Bildung einer Regierung der Zusam­
menarbeit einladen. Eine Regierung auf breiter Ba­
sis bietet in der gegenwärtigen Situation Gewähr 
dafür, daß Entscheidungen getroffen werden, die 
auf die Interessen aller Menschen In diesem Land 
Rücksicht nehmen. 
Zusammenarbeit und Kontrolle Im Parlament und in 
der Regierung sollen sich auf dem Boden der gel­

tenden Verfassung nach folgenden Grundsätzen 
vollziehen: 

• 	 Die drei im Parlament vertretenen demokrati ­
schen Parteien bilden eine gemeinsame Regie­
rung. Sie einigen sich auf eine Regierungserklä-. 
rung, in der die sachlichen Ziele und die Grund­
sätze der Zusammenarbeit für die bevorstehende 
Gesetzgebungsperiode niedergelegt sind. 

• 	 Die Regierungserklärung enthält ein konkretes 
Sanierungsprogramm tur die österreIchische 
Wirtschaft, welches für den Bereich und die 
Dauer der Sanierungsphase sowohl für die Re­
gierung als auch für die parlamentarischen Frak­
tionen verpflichtend ist. Das Sanierungsbudget 
und die weiler notwendigen' Gesetzesentwürfe 
(Pkt. 2 des Wahlprogramms) werden gemeinsam 
nach den freiwillig eingegangenen Verpflichtun­
gen der Parteien erstellt und dem Parlament vor­
gelegt. 

• 	 Außerhalb des durch das Sanierungsprogramm 
gezogenen Rahmens gibt es für die Parlaments­
fraktionen der drei Parteien in der Ausübung der 
ihnen durch Verfassung und Geschäftsordnung 
eingeräumten parlamentarischen Rechte keiner­
lei Beschränkungen. Eine permanente Blockie­
rung von Gesetzesvorlagen durch das Einstim­
migkeitsprinzip des Ministerrates ist nicht mög­
lich, weil jede Partei im Parlament initiativ wer­
den kann, wobei die Vorschriften der Geschäfts­
ordnung über die budgetäre Bedeckung von Ge­
setzesvorschlägen bei Initiativanträgen strikt ein­
zuhalten sind und konkret und überprüfbar sein 
müssen. 

• 	 Die Mittel der parlamentarischen Kontrolle ste­
hen den Fraktionen uneingeschränkt offen: Nicht 
anders als bei einer Alleinregierung hat jeder 
Minister jedenfalls mit der parlamentarischen 
Kontrolle durch die Vertreter zweier Parteien zu 
rechnen. Jede Partei übt damit die Kontrolle 
über die Regierung im Parlament, aber auch von 
innen durch die Arbeit auf Regierungsebene und 
die Kontakte und Kommunikationsmöglichkeiten 
zwischen den Ressorts aus. 

• 	 Die In einer Regierung der Zusammenarbeit ver­
tretenen Parteien verpflichten sich, zur Sichew 
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rung der Kontrolle folgende Maßnahmen sicher­
zustellen: 

Auf das Verlangen auch nur einer Partei ist 
ein UntersuchungsausschuB einzusetzen. 

Um die Regierungsarbeit für die Öffentlich­
keit besser durchschaubar zu machen, sollen 
die Berichte eine verstärkte Publizität erhal­
ten, die Begutachtungsrechte ausgebaut und 
die Akteneinsicht erweitert werden. 

Der wissenschaftliche HIlfsapparat des Par­
laments soll ausgebaut werden; insbeson­
dere muß ein Anschluß an die Datenbanken 
der Verwaltung ermöglicht werden. 

Die Instrumente der direkten Demokratie be­
. dürfen vermehrter Beach·tung. Volksbegeh­

~- rBen sindd in eine ihntensivle p~chrla~entaFriSche 
...... ehan lung zu ne men. n WI tlgen ragen 

verpflichten sich die Parteien, Gesetzesbe­
schlüsse einer Volksabt.tlmmung zu unter­
ziehen, wenn es von der in der Minderheit 

. gebliebenen Partei verlangt wird. 

Wer der ÖVP am 5. Oktober seine Stimme gibt, gibt 
sie einer Partei, in der Menschen die Verantwortung 
tragen, die den Willen und die Bereitschaft zur Zu­
sammenarbeit haben. Insbesondere in Zeiten der 
Gefährdung des wirtschaftlichen Wohlstands, der 
sozialen Einrichtungen und der äußeren Sicherheit 
wollen wir österreicher unser Schicksal und unsere 
Zukunft fest in die eigenen Hände nehmen: Nicht 
gegeneinander - sondern miteinander: Zusammen­
arbeit für österreich. 
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